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Anlage 1 
zum TV-AWO Bayern vom 19. Mai 2008 

 
Sonderregelung 
für Beschäftigte im Beschäftigungs- und Qualifizierungsbereich 
 
 
 
 

§ 1 
Zielsetzung 

 
Zur Abwendung einer wirtschaftlichen Existenzbedrohung eines Arbeitgebers oder eines 
wirtschaftlich selbstständigen Teilbereichs eines Arbeitgebers im Beschäftigungs- und Quali-
fizierungsbereich, die bei Beibehaltung des gesamten Leistungsangebotes entstehen würde, 
kann eine Anwendungsvereinbarung  mit dem Ziel der Beschäftigungssicherung geschlos-
sen werden. 
 
Protokollerklärung zu § 1 Absatz 1: 
Wirtschaftlich selbständige Teilbereiche liegen nur vor, wenn eine in sich geschlossene 
Buchhaltung abgebildet werden kann. Eine abgeschlossene Buchhaltung beinhaltet eine 
entsprechende Erfassung aller buchungspflichtigen Vorgänge und die mögliche Erstellung 
aller Nachweise für einen gesetzlichen Einzelabschluss im Sinne von § 242 HGB.  
 
Die Anwendungsvereinbarung ist zwischen dem Arbeitgeberverband AWO Deutschland e.V. 
und dem Arbeitgeber einerseits sowie der Gewerkschaft ver.di, Landesbezirksleitung 
Bayern, andererseits abzuschließen. 
 
In der Anwendungsvereinbarung ist festzulegen, dass der Arbeitgeber für die Dauer der 
Laufzeit der Anwendungsvereinbarung auf Neu-, Um- oder Ausgründungen des entspre-
chenden Tätigkeitsbereichs mit dem Ziel der Anwendung eines anderen Tarifrechts im ent-
sprechenden Tätigkeitsbereich verzichtet. Die Anwendungsvereinbarung beinhaltet auch, 
dass der Arbeitgeber ausschließlich Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt, die 
unter den Geltungsbereich des TV-AWO Bayern fallen. 
 
In der Anwendungsvereinbarung soll festgelegt werden, dass betriebsbedingte Kündigungen 
während der Laufzeit ausgeschlossen sind. Ausnahmen sind ausdrücklich und begründet in 
die Anwendungsvereinbarung aufzunehmen. Die Inanspruchnahme dieser Ausnahmen setzt 
die vorherige Prüfung und Zustimmung durch ver.di im Einzelfall voraus. 
Bei betriebsbedingten Kündigungen, die auf dem Verlust von geförderten Projekten beruhen, 
setzt die Inanspruchnahme der aufgenommenen Ausnahmen die vorherige Beratung mit 
ver.di voraus. 
 
Die Anwendungsvereinbarung endet bei Austritt des Arbeitgebers aus dem Arbeitgeberver-
band AWO Deutschland e.V. sowie bei einer Kündigung der Anwendungsvereinbarung mit 
Ablauf der Kündigungsfrist ohne Nachwirkung. 
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§ 2 
Anwendungsvereinbarung 

 
Befindet sich der Arbeitgeber oder der wirtschaftlich selbstständige Teilbereich in einer 
schwierigen wirtschaftlichen Situation, die zu einem dauerhaften Fortfall eines Teiles des 
Leistungsangebotes und zu einem erheblichen  Fortfall von Arbeitsplätzen führen würde, 
kann in einer Anwendungsvereinbarung geregelt werden, dass bis zu einem Gesamtvolumen 
von 9% des Entgeltes jedes und jeder Beschäftigten 
 

- die monatliche Tabellenentgelte abgesenkt werden und/oder 
 

- einmalige Zahlungen gemindert oder ausgeschlossen werden und/oder 
 

- Zuschläge und Zulagen gemindert oder ausgeschlossen werden und/oder 
 

- in der zusätzlichen betrieblichen Altersversorgung der Arbeitgeberzuschuss vermin-
dert oder eine Arbeitnehmerbeteiligung vereinbart oder erhöht wird und/oder 
 

- die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit bis zur regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit der Beschäftigten des Bundes (derzeit 39 Stunden) ohne oder ohne volle 
Erhöhung des Entgeltes erhöht wird oder die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 
unter entsprechender vollständiger oder teilweiser Anpassung des Entgeltes herab 
gesetzt wird. 
Die Auswirkungen der Arbeitszeitänderungen auf die nicht in Vollzeit Beschäftigten 
sind in der Anwendungsvereinbarung zu regeln. 
 

Die Vereinbarung einer befristeten Verlängerung der Arbeitszeit  bis auf das Niveau der re-
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit des Bundes (zur Zeit 39 Stunden) ist an die gemein-
same Feststellung gebunden, dass die Erreichung der Ziele Beschäftigungssicherung und 
Abwehr einer wirtschaftlichen Gefährdung des Arbeitgebers bzw. des wirtschaftlich selbstän-
digen Teilbereichs trotz  Ausschöpfung der anderen Maßnahmen nicht zu erreichen ist. 
 
Protokollerklärung 1 zu § 2: 
Bei der Beurteilung, welche Auswirkungen die Anwendung der tariflichen Regelungen auf die 
Aufrechterhaltung der Angebote hat, sind insbesondere die wirtschaftliche Belastung aus der 
Überleitung einerseits und die geänderte Vergabepraxis der Kostenträger andererseits zu 
berücksichtigen. 
 
Protokollerklärung 2 zu § 2: 
Voraussetzung der Verminderung des Arbeitgeberzuschusses in der zusätzlichen betriebli-
chen Altersversorgung oder der Vereinbarung oder Erhöhung einer Arbeitnehmerbeteiligung 
ist deren Zulässigkeit nach Satzung oder Versicherungsbedingungen der Versorgungsein-
richtung und damit die tatsächliche Kostenentlastung des Arbeitgebers. 
 
Beschäftigte, für die andere Sonderregelungen gelten, sind für deren Geltungszeit in der 
Anwendungsvereinbarung auszunehmen. 
 
Ebenso können Beschäftigte, die ab dem 01. April 2008 eingestellt wurden und in die Stufen 
1 oder 2 ihrer jeweiligen Entgeltgruppe des TV-AWO Bayern zugeordnet sind, in der Anwen-
dungsvereinbarung ausgenommen werden. 
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§ 3 
Voraussetzungen für den Abschluss einer Anwendungsvereinbarung 

 
Voraussetzungen für den Abschluss einer Anwendungsvereinbarung sind: 
 

a) ein Antrag des Arbeitgebers, 

b) die schriftliche Darlegung und eingehende Erläuterung der wirtschaftlichen Situation 
des Arbeitgebers oder des wirtschaftlich selbstständigen Teils, 

c) die Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu b). 

Die erforderlichen Unterlagen sind: 
 

aa) der Jahresabschluss der Vorperiode bzw. das Testat der Wirtschaftsprüfung 
für den wirtschaftlich selbstständigen Teil der Einrichtung, 

 
bb) die  Wirtschaftsplanung der laufenden Periode und  wenn vorhanden für die 

nächste Periode, 
 
cc) eine Erläuterung der Kalkulationsgrundlagen für abzugebende Projektangebo-

te und der Einfluss der Maßnahmen nach Ziffer 2 darauf, 
 

dd) Ausschreibungstexte der Kostenträger für vergangene Projekte und eine Er-
läuterung der Vergabeentscheidungen dazu, soweit diese dem Arbeitgeber 
vorliegen bzw. bekannt sind. 

 
Die erforderlichen Unterlagen nach Buchstabe b) sind für die Dauer der Anwendungsverein-
barung alljährlich vorzulegen. 
 
 
 

§ 4 
Inhalt der Anwendungsvereinbarung 

 
In die Anwendungsvereinbarung sind die Gründe, die zu den darin vereinbarten Maßnahmen 
führen, aufzunehmen. Wird die Anwendungsvereinbarung für einen wirtschaftlich selbststän-
digen Teil einer Einrichtung abgeschlossen, ist dieser Teil zu bezeichnen und mit einer Liste 
der von der Anwendungsvereinbarung betroffenen Beschäftigten zu kennzeichnen. Bei einer 
Änderung der Arbeitsplätze und im Fall von Neubesetzungen ist diese Liste vom Arbeitgeber 
entsprechend fortzuschreiben und bei Bedarf den Tarifvertragsparteien vorzulegen. 
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§ 5 
Inkrafttreten / Kündigung 

 
Diese Sonderregelung tritt, zeitgleich mit dem TV-AWO Bayern, am 01. April 2008 in Kraft. 
Diese Sonderregelung kann unabhängig von der Laufzeit und den Kündigungsfristen des 
TV-AWO Bayern von jeder Tarifvertragspartei mit einer Frist von sechs Monaten zum Mo-
natsende, frühestens jedoch zum 31. März 2009, ohne Nachwirkung gekündigt werden. 
Anwendungsvereinbarungen, die im Falle einer Kündigung der Sonderregelung vor Ablauf 
der Kündigungsfrist abgeschlossen wurden, bleiben im Falle der Kündigung der Sonderrege-
lung unberührt. 
 
 
 
 
Berlin / München, den 19. Mai 2008 
 
 
 

Für den  
Arbeitgeberverband  

AWO Deutschland e.V. 
 
 
 
 
 

Andreas Johnsen 
Vorsitzender 

Für die  
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 

ver.di  
 
 
 
 

 
Josef Falbisoner 

Landesbezirksleiter 
 
 
 
 
 

Gero Kettler 
Geschäftsführer 

 
 
 
 

 
Dominik Schirmer 

Landesfachbereichsleiter 
 
 

 
 
 
 

Irene Gölz 
Fachbereichssekretärin 

 


